
Ständerat lehnt Kehrwende ab

Bundesrätin Doris Leuthard und Bruno Oberle, Direktor
des Bundesamtes für Umwelt, gestern im Ständerat.
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HANSPETER GUGGENBÜHL, BERN
schweiz@luzernerzeitung.ch

KLIMASCHUTZ Der Ständerat
erleichtert den Bau von Gas-
kraftwerken. Damit sind die
Differenzen im CO2-Gesetz

bereinigt. Doch die Schweizer
Klimapolitik bleibt umstritten.

Mit einem Paukenschlag begannen
gestern im Ständerat die Beratungen zur
Revision des CO2-Gesetzes: Der Glarner
Pankraz Freitag (FDP) beantragte die
Rückweisung der Vorlage. Seine Be-
gründung: Das Verbot von neuen Kern-
kraftwerken in der Schweiz, die schwa-
chen Ergebnisse der UNO-Klimakonfe-
renz in Südafrika und der Ausstieg von
Kanada aus dem Kioto-Vertrag hätten
die klimapolitischen Rahmenbedingun-
gen verändert. Darum müsse der Bun-
desrat ein neues Gesetz ausarbeiten, das
den veränderten Bedingungen Rech-
nung trage und die Interessen der
Schweizer Industrie stärker berücksich-
tige. Die Schweiz, so Freitag, wolle beim
Klimaschutz den «Musterschüler» spie-
len und riskiere damit, die von der
Schuldenkrise ohnehin gebeutelte Wirt-
schaft noch mehr zu gefährden.

«Überraschungscoup» gescheitert
Freitags Forderung, welche die Ex-

portindustrie mit intensivem Lobbying
ausgelöst hatte, stiess bei einigen bürger-
lichen Ständeräten auf Sympathie: Der
Thurgauer Roland Eberle (SVP) und der
Walliser Ren Imoberdorf (CVP) unter-
stützten den Antrag. Selbst Kommis-
sionspräsident Filippo Lombardi (CVP)
bekannte: «Ich habe dafür Verständnis.»

Der Luzerner CVP-Vertreter Konrad
Graber kritisierte hingegen den «Über-
raschungscoup». Auch Umweltministe-
rin Doris Leuthard zeigte sich «erstaunt»
über diesen späten Antrag, nachdem
Bundesrat und Parlament schon jahre-
lang über die Revision des CO2-Gesetzes
verhandelt hatten. Leuthard bestritt in

der Debatte das von Freitag vorgebrach-
te Argument, die internationalen Klima-
verhandlungen seien gescheitert.

Die Umweltministerin wehrte sich
auch dagegen, die Dinge zu vermischen:
«Der Ausstieg aus der Kernenergie fin-
det nicht morgen oder übermorgen
statt.» Beim CO2-Gesetz gehe es nicht
um eine Atomausstiegsdebatte, sondern
um die Klimaziele bis zum Jahr 2020,
also noch um die Zeit vor einem all-
fälligen Atomausstieg.

«Damit würden wir alles, was wir
klimapolitisch beschlossen haben, wie-
der über Bord kippen», bekräftigte auch
die Zürcher GLP-Vertreterin Verena Die-
ner. Das sei eine «inszenierte Kehrt-
wende», kritisierte Diener weiter.
Schliesslich hätten die beiden Räte Tage
damit verbracht, um an den Formulie-
rungen des Gesetzes zu feilen.

Kleinere Hürde für Gaskraftwerke
Dieners Meinung schloss sich die

Mehrheit des Ständerates an und ver-
senkte den Rückweisungsantrag mit 30
gegen 8 Stimmen. Worauf sich die Klei-
ne Kammer wieder dem Inhalt des
neuen Gesetzes respektive den Diffe-
renzen gegenüber dem Nationalrat wid-
men konnte. Dabei fällte sie folgende
Beschlüsse:

Wer hierzulande ein neues Gaskraft-
werk baut und betreibt, muss den dar-
aus resultierenden CO2-Ausstoss kom-
pensieren, dies aber nur zur Hälfte im
Inland. Der Ständerat folgt damit dem
Nationalrat, nachdem er ursprünglich
nur eine 30-prozentige Kompensation
im Ausland zulassen wollte. Die Erhö-
hung des Kompensationsanteils im Aus-
land auf 50 Prozent verringert die Hür-
de zum Bau inländischer Gaskombi-
kraftwerke, mit denen Energieministerin
Doris Leuthard einen Teil des Atom-
stroms ersetzen will. Der Ständerat ver-
zichtet zudem auf eine allfällige («sub-
sidiäre») CO2-Abgabe auf Treibstoffen;
damit folgt er aus abstimmungstakti-
schen Gründen ebenfalls dem National-
rat. Bisher war eine Mehrheit des Stän-
derates der Ansicht gewesen, ohne eine

solche Abgabe liessen sich die Klima-
ziele nicht erreichen.

Nach den gestrigen Beschlüssen blei-
ben nur noch geringe Differenzen. Falls
der Nationalrat auf die Linie des Stän-
derats einschwenkt, kann das Parlament
das revidierte CO2-Gesetz in der laufen-
den Session bereinigen. Doch damit ist
das Ringen um die künftige Schweizer
Klimapolitik noch nicht beendet.

Referenden drohen
Als Erstes drohen Referenden: Der

Entscheid des Verbandes der Maschi-
nen-, Elektro- und Metallindustrie
(Swissmem) für oder gegen ein Refe-
rendum sei noch offen, erklärte gestern
Verbandssprecher Ivo Bachmann gegen-
über unserer Zeitung. Auch andere
Wirtschaftsverbände erwägen ein Refe-
rendum. Der Dachverband Economie-
suisse hat ein Referendum schon früher
angekündigt, um Druck auf Inhalt und
Umsetzung des CO2-Gesetzes zu ma-
chen, ist in den letzten Wochen aber
zurückgekrebst.

Politischer Wille nebulös
Zweitens ist nebulös, wie konsequent

der Bundesrat das neue CO2-Gesetz
umsetzen wird. Beispiel: Artikel 3 ver-
langt, dass die Schweiz die Gesamt-
menge ihrer Klimagase bis ins Jahr 2020
allein im Inland um 20 Prozent unter
das Niveau von 1990 senken muss.
Bundesrätin Doris Leuthard hingegen
will in der Ausführungsverordnung aus-
ländische Emissionszertifikate als In-
landmassnahmen anrechnen lassen,
falls die Schweiz dem europäischen
Emissionshandel-System ETS beitritt.
Damit würde das Klimaziel durchlö-
chert.

Die Revision des CO2-Gesetzes dient
als indirekter Gegenvorschlag zur links-
grünen Klimainitiative; diese fordert bis
ins Jahr 2020 in der Schweiz eine 30-pro-
zentige Reduktion der Klimagase.

Die Initiative wirkt damit auch als
Druckmittel für einen stärkeren Klima-
schutz.
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